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«Generalräte sind sehr dossiersicher»
In Kerzers soll ab 2016 ein Generalrat die Gemeindeversammlung ersetzen. Das Ziel ist, die politische Kultur in
Kerzers zu verbessern. Im Januar organisiert die zuständige Arbeitsgruppe eine öffentliche Podiumsdiskussion.

TOBIAS KILCHÖR

Kerzers hat mit einem starken
Bevölkerungswachstum und
seiner Rolle als regionales
Zentrum immer komplexere
Aufgaben. Deshalb haben alle
vier politischen Parteien im
Dorf (CVP, FDP, SP, SVP) eine
Abstimmung zur Einführung
eines Generalrats lanciert und
eine überparteiliche Arbeits-
gruppe gebildet, welche die
Einführung des Generalrats in
Kerzers vorbereitet. Diese hat
nun angekündigt, am 20. Janu-
ar eine Podiumsdiskussion
durchzuführen, um die Argu-
mente für einen Generalrat öf-
fentlich zu diskutieren.

Geringe Beteiligung
«Wir brauchen dringend

eine professionellere Ausei-
nandersetzung mit den politi-
schen Themen in Kerzers»,
sagt Jörg Bönzli. Er ist Vizeprä-
sident der FDP und Präsident
der Arbeitsgruppe.
Für Bönzli ist es vor allem

ein Grund, der für die Einfüh-
rung eines Generalrats spricht:
An den Gemeindeversamm-
lungen seien von rund 3300
Stimmberechtigten jeweils nur
sehr wenige anwesend. In den
letzten Jahren habe die durch-
schnittliche Beteiligung bei
rund drei Prozent gelegen. An
gewissen Versammlungen sei-
en sogar nur knapp 50 Perso-
nen anwesend gewesen. «Der
Generalrat soll eine neue poli-
tische Kultur schaffen und die
Leute animieren, am politi-
schen Prozess teilzunehmen»,
sagt Bönzli. Das könne als Ge-
neralrat oder Generalrätin
sein, aber auch bei der Mit-
arbeit in den Kommissionen.

Alle Parteien sind dabei
«Innerhalb der Parteien sind

wir uns einig, dass der Gene-
ralrat ein gute Sache wäre und
die Kerzerser darüber abstim-
men sollen.» Die FDP habe
zwar den Prozess lanciert, aber
alle Parteien hätten daran mit-
gearbeitet, sagt Bönzli. Auch
die Gemeinde habe die

Arbeitsgruppe sehr gut unter-
stützt. «Es macht Spass, in die-
ser Arbeitsgruppe zu arbei-
ten», so Bönzli.
Sorgen umdie geringe Betei-

ligung an den Gemeindever-
sammlungen macht sich auch
der Gemeindeschreiber Erich
Hirt: «Wir sind ein bisschen
wie im luftleeren Raum und
wissen oft nicht, ob unsere
Arbeit geschätzt wird.» Mit
einemGeneralrat wäre das an-
ders. «Ich erwarte viel intensi-
vere Auseinandersetzungen
über politische Themen», sagt
Hirt. Das könne der Entwick-
lung in Kerzers nur helfen und
den Verantwortlichen der Ver-
waltung und des Gemeindera-
tes Richtungen aufzeigen.
AuchBönzli ist überzeugt, dass

der Generalrat professioneller
arbeiten kann als eine Ge-
meindeversammlung: Bei Be-
suchen an Generalratssitzun-
gen in Murten und Wünnewil-
Flamatt sei der Arbeitsgruppe
deutlich bewusst geworden,
dass die Politiker sehr gut Be-
scheid über die Geschäfte
wüssten: «Sie sind absolut si-
cher in den Dossiers und for-
dern so den Gemeinderat»,
sagt Bönzli.
Gemeindepräsidentin Su-

sanne Schwander unterstützt
die Idee eines Generalrats.
«Einerseits bedeutet das eine
bessere Kontrolle des Gemein-
derats, andererseits auch eine
breitere Abstützung von politi-
schenEntscheiden», so dieGe-
meindepräsidentin.

Wegen der zunehmenden Komplexität der Politik in Kerzers unterstützen alle Parteien die Einführung eines Generalrats. Bild Aldo Ellena/a

CVP Sense nominiert zwei starke Zugpferd
Die CVP Sense hat gestern Abend an ihrer Delegiertenversammlung Beat Vonlanthen als Kandidaten für den
Ständerat und Christine Bulliard-Marbach als Kandidatin für den Nationalrat nominiert.
IMELDA RUFFIEUX

ST. ANTONI Die CVP Sense
schickt ihre besten Zugpferde
in das Rennen um einen Sitz
im eidgenössischen Parla-
ment. An der ausserordentli-
chen Delegiertenversamm-
lung von gestern Abend in St.
Antoni hat die Bezirkspartei
Christine Bulliard-Marbach
zuhanden der Kantonspartei
für eine Wiederwahl in den
Nationalrat nominiert. Ger-
hard Lehmann von der CVP
Überstorf unterstrich ihre Füh-
rungsqualitäten und die gute
Verwurzelung seiner Gemein-
deratskollegin. Bezirkspräsi-
dent Laurent Baeriswyl be-
zeichnete die 55-Jährige als
etablierte Nationalrätin, die
nach drei Jahren einen beacht-
lichen Leistungsausweis vor-
weisen könne. Er würdigte sie
als Bildungspolitikerin, die
sich unter anderem für höhere
Berufsbildung, für exzellente
Hochschulen und für mehr
Ausbildungsplätze für die hu-

manmedizinische Ausbildung
einsetze. Ihr sei auch der Ein-
satz für Familien ein grosses
Anliegen, etwa wenn es um
günstige Krippenplätze gehe.
«Sie hört zu und geht respekt-
voll mit ihren politischen
Freunden und Gegnern um»,
so Laurent Baeriswyl.
Sie sei bereit, ihr Engage-

ment in Bern weiterzuführen,
sagte Christine Bulliard-Mar-
bach, welche die Arbeit imNa-
tionalrat als «einzigartig» be-
zeichnete. «Die Arbeit gefällt
mir, vor allem weil mich viele
Freiburger unterstützen.» Sie
wolle weiterhin Brücken zwi-
schen Deutsch und Welsch
bauen und die CVP-Werte ins
Zentrum rücken.

Weitsicht und Innovation
Ebenfalls mit tosendem Ap-

plaus haben die rund 80 De-
legierten auch Staatsratspräsi-
dent Beat Vonlanthen einstim-
mig als Kandidaten für den
Ständerat vorgeschlagen. Orts-
parteipräsident Heinz Wyler

verwies auf die grosse Erfah-
rung und die gute Vernetzung
des 57-Jährigen. Bruno Bo-
schung, Deputationschef der
Sensler Grossräte, lobte die
Weitsicht, die Innovations-
kraft, den Optimismus und die
Umsetzungsstärke seines Par-
teikollegen. «Der Moment für

Beat ist da. Er hat gezeigt, dass
er ein Macher ist.» Freiburg
müsse mit einem starken Kan-
didaten ins Rennen steigen,
damit die CVP die wertvolle
Arbeit von Urs Schwaller wei-
terführen könne, sagte Beat
Vonlanthen. Er sei bereit, seine
zwölf Jahre Erfahrung als

Staatsrat, seine Führungsstär-
ke und sein Verhandlungsge-
schick nun auch auf Bundes-
ebene nutzbar zu machen,
sagte er. «Ich bin bereit für
eine neue Herausforderung.»
Er setze sich als Ständerats-
kandidat zum Ziel, die Sorgen
der Bevölkerung ernst zu neh-
menunddieKantone alswich-
tige Partner anzuerkennen, so
der CVP-Politiker. Würde er
gewählt, würde er das Staats-
ratsmandat bis Ende 2016 wei-
terführen, sagte er.
«Ich freue mich auf das, was

kommt. Denn ich weiss, wir
packen das», sagte Bezirksprä-
sident Laurent Baeriswyl ein-
gangs der Versammlung bei
der Präsentation des Fahr-
plans für dieWahlen. Die Kan-
tonalpartei fällt am 15. Januar
den Entscheid, welcher Stän-
deratskandidat definitiv nomi-
niert wird; die Nationalratsno-
mination findet erst später
statt. «Es ist ein demokratischer
Prozess und keine Kampf-
wahl», hielt Baeriswyl fest.

Christine Bulliard. Bild ae/a Beat Vonlanthen. Bild ce/a

Chronologie
Abstimmung für einen Generalrat am 8. März 2015

Vor zehn Jahren wurde über
die Einführung eines General-
rates in Kerzers bereits einmal
abgestimmt: Im Juni 2005
lehnten die Stimmbürger den
Generalrat mit 795 zu 709
Stimmen knapp ab.
Im Jahr 2012 hat die FDP einen
erneuten Vorstoss lanciert und
nahm Kontakt zu den anderen
Parteien auf. Laut dem FDP-Vi-
zepräsidenten Jörg Bönzli wa-
ren die Parteivorstände alle
dafür, die Sache weiterzuver-
folgen. Im Februar 2014 ha-
ben die Parteien dem Gemein-
derat einen entsprechenden

Antrag abgegeben. Der Ge-
meinderat unterstützt seither
die Arbeitsgruppe, welche sich
aus Mitgliedern aller Parteien
zusammensetzt. Im Frühling
entschied der Gemeinderat,
am 8. März 2015 eine Abstim-
mung für die Einführung eines
Generalrats durchzuführen. Bei
einem Ja käme es im Frühling
2016 gleichzeitig zu Wahlen für
die sieben Gemeinderatsmit-
glieder und die 50 Mitglieder
des neuen Generalrats. Am
20. Januar 2015 gibt es in der
Seelandhalle eine Podiumsdis-
kussion zum Thema. tk

Keine Prognosen
zu Ausgang des
Referendums
Bis 5. Januar läuft die Frist
für die Unterschriften-
sammlung des Schul-
gesetz-Referendums. Noch
ist keine Voraussage
über das Ergebnis möglich.

FREIBURG/RECHTHALTEN Rund drei
Wochen vor Ablauf der Ein-
reichfrist kann der Initiant des
Referendums gegen das neue
kantonale Schulgesetz, Marcel
Kolly, noch keine Prognose
über das Gelingen des Unter-
nehmens machen. «Wir sind
unterwegs», sagte er auf Anfra-
ge. Das Referendumskomitee
und er werden erst am Tag des
Endes der Sammelfrist, am 5.
Januar, eine klare Bilanz zie-
hen können.
Bis zu diesem Zeitpunkt

müssen sie 6000 gültige Unter-
schriften nachweisen können,
um eine Abstimmung über die
aufwendige Gesetzesrevision
erzwingen zu können. Die
Unterschriftensammlung be-
gann Anfang Oktober (die FN
berichteten). 54 Personen ha-
ben Kolly unterstützt.

Frist bis 26. Dezember
Laut dem Rechthaltner Syn-

dic Kolly liegt die Schwierigkeit,
Aussagen über den Stand der
Unterschriftensammlung ma-
chen zu können, darin, dass die
Gemeinden und Einzelperso-
nen, die bei der Unterschriften-
sammlung mithelfen, die Bö-
gen zumeist erst im letztenMo-
ment einschicken. Dies erst
recht,weilnundieFeiertagenä-
her rückten und viele darauf
warteten, die Unterschriftenbö-
gen auch Verwandten und Be-
kannten vorzulegen. Andere
warteten zu, bis sie alle Linien
auf dem Unterschriftenbogen
ausgefüllt hätten. Laut Kolly hat
man den Befürwortern des Re-
ferendums ans Herz gelegt, die
Unterschriftenbögenspätestens
am 26. Dezember einzuschi-
cken, damit sie rechtzeitig beim
Komitee ankommen.

Aufstand der «Kleinen»
Das Referendum wird vor al-

lem von Vertretern kleinerer
Gemeinden getragen.Dies,weil
das Schulgesetz festlegt, dass es
für die Bildung eines Schulkrei-
ses mindestens acht Klassen
braucht. Diese Schwelle war
schon ein Kompromiss. Der
Staatsrat und Vertreter grösse-
rer Gemeinden hatten sich für
einMinimumvon zehnKlassen
ausgesprochen. Besonders be-
troffen von der Regelung wären
32 Gemeinden, unter ihnen
acht in Deutschfreiburg, die
nicht einmal auf die vorgegebe-
nen acht Klassen kommen. Ih-
nen drohen laut den Befürwor-
tern des Referendums die
Schliessung von Schulen und
zusätzlicheTransportkosten so-
wie zumächtige Schulleiter. fca

Korrekt
Rasierklingen von
Ladendieb gestohlen
GRANGES-PACCOT Die Kantons-
polizei Freiburg hat einen
Mann identifiziert, der Mitte
November in einem Einkaufs-
zentrum in Granges-Paccot
Rasierklingen im Wert von 900
Franken entwendet hatte (vgl.
FN vom Mittwoch). In der FN-
Meldungwar fälschlicherweise
von einem Einbruchdiebstahl
die Rede. In Tat und Wahrheit
handelte es sich um einen Fall
von Ladendiebstahl. sg


